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Ausfertigung für die Personalakte 

 
Verwaltung oder Betrieb (Stempel)  Datum  

GZ:  Telefon  

 

Niederschrift 

über die Verpflichtung zur Einhaltung der datenschutzrechtlichen Anforderungen nach 

der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des Datenschutzgesetzes für das Land 

Mecklenburg-Vorpommern (Landesdatenschutzgesetz – DSG M-V) vom 22. Mai 2018 

(GVOBl. M-V S. 193, 194)1. 

Vorname, Name  

 

geboren am  

 

erklärt:  

Ich wurde darauf verpflichtet, dass es untersagt ist, personenbezogene Daten unbefugt zu 
verarbeiten. Personenbezogene Daten dürfen daher nur verarbeitet werden, wenn eine 
Einwilligung bzw. eine gesetzliche Regelung die Verarbeitung erlauben oder eine 
Verarbeitung dieser Daten vorgeschrieben ist. Die Grundsätze der DS-GVO für die 
Verarbeitung personenbezogener Daten sind in Art. 5 Abs. 1 DS-GVO festgelegt und 
beinhalten im Wesentlichen folgende Verpflichtungen:  

 Personenbezogene Daten müssen  

a) auf rechtmäßige Weise und in einer für die betroffene Person nachvollziehbaren 
Weise verarbeitet werden;  

b) für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben werden und dürfen nicht in 
einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterverarbeitet werden;  

c) dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das für die Zwecke der Verarbeitung 
notwendige Maß beschränkt sein („Datenminimierung“);  

d) sachlich richtig  und  erforderlichenfalls  auf  dem  neuesten  Stand  sein;  es  sind  
alle  angemessenen Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im 
Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich gelöscht oder 
berichtigt werden; 

e) in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen 
nur so lange ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, 
erforderlich ist; 

                                                           
1 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 04.05.2016, S. 1; L  
314 vom 22.11.2016, S. 72). 
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f) in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der 
personenbezogenen Daten gewährleistet, einschließlich Schutz vor unbefugter oder 
unrechtmäßiger Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter 
Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädigung durch geeignete technische und 
organisatorische Maßnahmen („Integrität und Vertraulichkeit“); 

Verstöße gegen diese Verpflichtung können mit Geldbuße und/oder Freiheitsstrafe geahndet 
werden. Auch (zivilrechtliche) Schadenersatzansprüche können sich aus schuldhaften 
Verstößen gegen diese Verpflichtung ergeben. Eine dienstrechtliche Verfolgung (z. B. wegen 
Verletzung der Amtsverschwiegenheit oder Verstoß gegen die arbeitsrechtlich festgelegte 
Schweigepflicht) ist dadurch nicht ausgeschlossen. Die sich aus dem Arbeits- bzw. 
Dienstvertrag oder gesonderten Vereinbarungen ergebende Vertraulichkeitsverpflichtung 
wird durch diese Erklärung nicht berührt. 

Die Verpflichtung gilt auch nach Beendigung meiner Tätigkeit weiter. 
Ich bestätige diese Verpflichtung. Eine Ausfertigung dieser Niederschrift habe ich erhalten.  
 

 

 ______________________________           ____________________________________  

(Unterschrift des/der Verpflichteten)           (Unterschrift des/der Verpflichtenden mit 

       Amts- oder Dienstbezeichnung)  
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Erläuterungen der Begriffe „personenbezogene Daten“ und „ Verarbeitung“  
im Sinne der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO)   

 

Gegenstand des Schutzes 

Die Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) schützt natürliche Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten und enthält Regelungen zum freien Verkehr solcher 
Daten. Sie schützt die Grundrechte und Grundfreiheiten natürlicher Personen und 
insbesondere deren Recht auf Schutz personenbezogener Daten. Das Datenschutzgesetz für 
das Land Mecklenburg-Vorpommern (Landesdatenschutzgesetz – DSG M-V) vom 22. Mai 2018 
(GVOBl. M-V S. 193, 194) regelt die notwendigen Ergänzungen zur Durchführung der DS-GVO 
sowie spezifiziert die Anforderungen an die Verarbeitung personenbezogener Daten. 

Personenbezogene Daten 

Personenbezogene Daten sind alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder 
identifizierbare natürliche Person (im Folgenden „betroffene Person“) beziehen; als 
identifizierbar wird eine natürliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere 
mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu 
Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder mehreren besonderen 
Merkmalen identifiziert werden kann, die Ausdruck der physischen, physiologischen, 
genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität dieser 
natürlichen Person sind (Art. 4 Nr. 1 DS-GVO). 

Verarbeitung  
Verarbeitung bezeichnet jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführten 

Vorgang oder jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten 

wie das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die 

Anpassung oder Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die 

Offenlegung durch Übermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, 

den Abgleich oder die Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung 

(Art. 4 Nr. 2 DS-GVO). 
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Auszug aus dem Datenschutzgesetz für das Land Mecklenburg-Vorpommern 

(Landesdatenschutzgesetz – DSG M-V) vom 22. Mai 2018 (GVOBl. M-V S. 193, 194) 

 

§ 9 
Datenverarbeitung für wissenschaftliche oder historische Forschung  

(1) Öffentliche Stellen dürfen personenbezogene Daten einschließlich besondere 
Kategorien personenbezogener Daten im Sinne von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679 ohne Einwilligung für ein bestimmtes Forschungsvorhaben verarbeiten, wenn 
schutzwürdige Belange der betroffenen Person wegen der Art der Daten, wegen ihrer 
Offenkundigkeit oder wegen der Art der Verwendung nicht beeinträchtigt werden oder das 
öffentliche Interesse an der Durchführung des Forschungsvorhabens die schutzwürdigen 
Belange der betroffenen Person erheblich überwiegt und der Zweck der Forschung nicht 
auf andere Weise erreicht werden kann. Im Falle einer Übermittlung dürfen die 
personenbezogenen Daten nicht für andere Zwecke als für Forschungszwecke verarbeitet 
werden.  

(2) Die Daten sind, sobald dies nach dem Forschungszweck möglich ist, dergestalt zu 
verändern, dass die Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse nicht mehr 
oder nur mit einem unverhältnismäßigen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer 
bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person zugeordnet werden können. Bis dahin 
sind die Merkmale gesondert zu speichern, mit denen Einzelangaben über persönliche oder 
sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person 
zugeordnet werden können. Sie sind zu löschen, sobald der Forschungszweck dies erlaubt.  

(3) Die wissenschaftliche oder historische Forschung betreibenden öffentlichen Stellen 
dürfen personenbezogene Daten nur veröffentlichen, wenn  

1. die betroffene Person eingewilligt hat oder 

2. dies für die Darstellung von Forschungsergebnissen über Ereignisse der Zeitgeschichte 
unerlässlich ist.  

(4) An Dritte oder Stellen, die den Vorschriften dieses Gesetzes nicht unterliegen, dürfen 
personenbezogene Daten entsprechend Absatz 1 Satz 1 nur übermittelt werden, wenn 
diese sich verpflichten, die Bestimmungen des Absatzes 1 Satz 2 sowie der Absätze 2 und 3 
einzuhalten.  

(5) Das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 der Verordnung (EU) 2016/679, auf Berichtigung 
nach Artikel 16 der Verordnung (EU) 2016/679, auf Einschränkung der Verarbeitung nach 
Artikel 18 der Verordnung (EU) 2016/679 und auf Widerspruch nach Artikel 21 der 
Verordnung (EU) 2016/679 besteht nicht, soweit die Wahrnehmung dieser Rechte die 
spezifischen Forschungszwecke unmöglich machen oder ernsthaft beeinträchtigen würde 
und solche Ausnahmen für die Erfüllung dieser Zwecke notwendig sind oder die 
Inanspruchnahme oder Gewährung dieser Rechte unmöglich ist. 

 

§ 10 
Datenverarbeitung bei Beschäftigungsverhältnissen 
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(1) Personenbezogene Daten von Bewerberinnen und Bewerbern sowie von Beschäftigten 
dürfen nur verarbeitet werden, wenn dies zur Eingehung, Durchführung, Beendigung oder 
Abwicklung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses oder zur Durchführung innerdienstlicher, 
planerischer, organisatorischer, personeller, sozialer oder haushalts- und 
kostenrechnerischer Maßnahmen, insbesondere zu Zwecken der Personalplanung und des 
Personaleinsatzes, erforderlich ist oder in einer Rechtsvorschrift, einem Tarifvertrag oder 
einer Dienst- oder Betriebsvereinbarung vorgesehen ist. Zur Aufdeckung von Straftaten 
dürfen personenbezogene Daten von Beschäftigen nur dann verarbeitet werden, wenn zu 
dokumentierende tatsächliche Anhaltspunkte den Verdacht begründen, dass die betroffene 
Person im Beschäftigungsverhältnis eine Straftat begangen hat, die Verarbeitung zur 
Aufdeckung erforderlich ist und das schutzwürdige Interesse der betroffenen Person an 
dem Ausschluss der Verarbeitung nicht überwiegt, insbesondere Art und Ausmaß im 
Hinblick auf den Anlass nicht unverhältnismäßig sind. Eine Übermittlung der Daten von 
Beschäftigten an Personen und Stellen außerhalb des öffentlichen Bereiches ist nur 
zulässig, wenn der Empfänger ein rechtliches Interesse darlegt, der Dienstverkehr es 
erfordert oder die betroffene Person eingewilligt hat. Die Datenübermittlung an einen 
künftigen Dienstherrn oder Arbeitgeber ist nur mit Einwilligung der betroffenen Person 
zulässig. 

(2) Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ist die Verarbeitung 
besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne von Artikel 9 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679 für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses zulässig, wenn sie 
zur Ausübung von Rechten oder zur Erfüllung rechtlicher Pflichten aus dem Arbeitsrecht, 
dem Recht der sozialen Sicherheit und des Sozialschutzes erforderlich ist und kein Grund 
zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse der betroffenen Person an dem 
Ausschluss der Verarbeitung überwiegt. Erfolgt die Verarbeitung auf der Grundlage einer 
Einwilligung, muss sich die Einwilligung ausdrücklich auf diese Daten beziehen. 

(3) Auf die Verarbeitung von Personalaktendaten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
sowie der Auszubildenden finden die für Beamtinnen und Beamte geltenden Vorschriften 
des Landesbeamtengesetzes entsprechende Anwendung, es sei denn, besondere 
Rechtsvorschriften oder tarifliche Vereinbarungen gehen vor. 

(4) Die Verarbeitung der bei medizinischen oder psychologischen Untersuchungen und Tests 
zum Zwecke der Eingehung eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses erhobenen Daten ist nur 
zulässig, soweit dies wegen der besonderen Anforderungen an die vorgesehene Tätigkeit 
erforderlich ist. Die Einstellungsbehörde darf von der untersuchenden Ärztin oder dem 
untersuchenden Arzt nur die Übermittlung des Ergebnisses der Eignungsuntersuchung und 
dabei festgestellter Risikofaktoren verlangen. 

(5) Personenbezogene Daten, die zu Zwecken der Eingehung eines Dienst- oder 
Arbeitsverhältnisses verarbeitet werden, sind zu löschen, sobald feststeht, dass ein Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis nicht zustande kommt. Dies gilt nicht, wenn die betroffene Person 
in die weitere Verarbeitung eingewilligt hat oder soweit Rechtsvorschriften einer Löschung 
entgegenstehen. Besteht Grund zu der Annahme, dass durch die Löschung schutzwürdige 
Belange der betroffenen Person beeinträchtigt werden, ist sie zu benachrichtigen. Soweit 
Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen, sind personenbezogene Daten nach Beendigung 
eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses zu löschen, wenn diese nicht mehr benötigt 
werden. 

(6) Soweit personenbezogene Daten der Beschäftigten im Rahmen der Durchführung der 
technischen und organisatorischen Maßnahmen nach Artikel 32 der Verordnung (EU) 
2016/679 gespeichert werden, dürfen sie nicht zu Zwecken der Verhaltens- oder 
Leistungskontrolle genutzt werden. 
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§ 22 
Ordnungswidrigkeiten  

(1) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen den Vorschriften der Verordnung (EU) 2016/679, 
dieses Gesetzes oder einer anderen Rechtsvorschrift über den Schutz personenbezogener 
Daten personenbezogene Daten, die nicht offenkundig sind, 

1. erhebt, speichert, unbefugt verwendet, verändert, übermittelt, weitergibt, zum Abruf 
bereithält oder löscht oder  

2. abruft, einsieht, sich anderweitig verschafft, durch Vortäuschung falscher Tatsachen an 
sich oder andere zu übermitteln veranlasst.  

Ordnungswidrig handelt auch, wer unter den in Satz 1 genannten Voraussetzungen  
Einzelangaben  über  persönliche  oder  sachliche  Verhältnisse  einer  nicht mehr  
bestimmbaren  Person  mit  anderen  Informationen  zusammenführt  und dadurch die 
betroffene Person wieder bestimmbar macht.  

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet 
werden.  

(3) Gegen Behörden oder sonstige öffentliche Stellen im Sinne von § 2 Absätze 1 bis 3 
werden keine Geldbußen verhängt. 

  

§ 23 
Straftaten 

(1) Wer gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, eine der in § 22 Absatz 1 genannten Handlungen begeht, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu 2 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.  

(2) Die  Tat  wird  nur auf  Antrag  verfolgt.  Antragsberechtigt  sind die  betroffene 
Person, der Verantwortliche, der oder die Auftragsverarbeiter und die Aufsichtsbehörde. 

 


